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Am 11. September 1948sprach ein 39jähriger
Mannbeim Sonderhilfsausschuß der Stadt Flens-
burgvor undreichteeinen AntragaufBeschädig-
tenrentefür Opfer desNationalsozialismus ein.
Zur Begründung seines Antrages schriebBern-
hard G., ehemals Mitglied eineskommunistischen
Sportvereins,daß er wegenseiner politischenEin-

stellung1937 zur Landarbeit beieinem Bauern aufNordstrand ver-
pflichtet wordensei. AusProtest gegendie schlechte Verpflegunghätten
er und einigeandere dieArbeit verweigert, woraufhinerwegen„Sabo-
tageam Vierjahresplan" zu einer harten Strafe verurteilt worden sei.
Nach dreiMonaten Gefängnis inFlensburghabe erbisMai 1939 imKZ
Sachsenhausen gesessen,woihm durchMißhandlungen der rechte Arm
geschädigt worden sei.'

ZweiMonate später wurde BernhardG.zu einer ärztlichenUntersu-
chungbeim FlensburgerVertrauensarzt derNS-Verfolgten,Dr.Gerhard
Rickers,vorgeladen. In seinemGutachtenerkannte Rickers eine Atro-
phieder Schultergelenksmuskulatur"als Schaden an,der durch die NS-
Verfolgung entstanden sei. BernhardG. warnach der Einschätzung von
Rickers zu 50Prozent in seiner Erwerbsfähigkeitgemindert.

DreiMonate nachderUntersuchung,am16.Februar 1949, erhielt
Bernhard G. einen Briefvom Flensburger Sonderhilfsausschuß. Dieser
wollte G.nicht alsOpfer desNationalsozialismus (OdN) anerkennen,
weshalb die Voraussetzungenfür die weitere Bearbeitungseines Antra-
ges nicht gegebenseien. ZurBegründung führte der Ausschuß an,daß
Bernhard G. nicht auspolitischen, rassischen oder religiösenGründen
verfolgt worden sei, wie es das Rentengesetz für OdN forderte. ,J)ieAr-
beitsniederlegungbeim Dreschen [...] warnichtbegründet durchpoliti-
scheDinge, sonderndurchschlechte Kost.Es lagnicht in derAbsicht
derArbeitsgruppe,durchdie ArbeitsniederlegungeinepolitischeDe-
monstration zu veranlassen.DerKreisbauernführer hatvonsich aus
dieses Verhalten derArbeiter alsSabotageam Vierjahresplanausgelegt
[...]" DieVerurteilung wegen„Sabotage" einempolitischenDelikt,
reichte dem Sonderhilfsausschuß nicht aus.Um alspolitisch Verfolgter
anerkannt zu werden,mußte aucheine politische Motivation desVer-
folgten vorgelegen haben.Bei dem ehemaligen KPD-Sympathisanten
Bernhard G. war dasnach Auffassung des Sonderhilfsausschusses nicht
der Fall.

Bernhard G. widersprach demVotumdes Sonderhilfsausschusses,
dem neben zwei ehemaligenVerfolgtenauch zwei honorige Flensburger
Bürger angehörten:„Keinenationalsozialistische Behördeist jeaufden
Gedankengekommen,mein Verhalten alsunpolitisch anzusehen;es ist
daher befremdend, daß gerade Siejetztmeine Anerkennungals ehema-
ligpolitisch Verfolgter verweigern wollen" Der FlensburgerSonder-
Hilfsausschuß blieb aber bei seinemUrteil,unddie Beschwerde vonG.
ging an den Landes-Sonderhilfsausschuß inKiel.Dieser entschiedim
Mai 1949 zugunsten von BernhardG:,Bei derpolitischen Vergangen-
heit kann dieArbeitsverweigerunganläßlich einer Dienstverpflichtung
nicht als eineArbeitsverweigerungim gewöhnlichenSinne des Wortes
betrachtet werden".

1 Vgl. auch für das Folgende: LAS
761/11644
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DerBeschädigtenrentenantragkonntenun imWiedergutmachungs-
referat des Innenministeriums weiterbearbeitet werden. ImAugust
1949,knapp ein Jahr nachderAntragstellung,bestätigtediemedizini-
sche Abteilung des Ministeriums das Gutachten vonDr. Rickers.Die
Minderung derErwerbsfähigkeit wurdeauf 50 Prozent durchVerfol-
gung festgesetztundals Empfehlung an den Rentenausschuß weiterge-
geben. DiesesGremium aus PolitikernundVerfolgtenmußte nunüber
die Höheder OdN-Rente für BernhardG.entscheiden.

Aufgrund der knappenpersonellenBesetzungdes Wiedergutma-
chungsreferats undder Tatsache,daß der Rentenausschuß nurunregel-
mäßig tagte,mußte BernhardG. noch längeraufeinen Bescheid vom
Innenministerium warten.Erstam 22. August 1950,gut zweiJahre nach
derAntragstellung,erhielt er denBescheid:Der Antragauf OdN-Rente
wurde abgelehnt. DasMinisterium begründete die Ablehnungdamit,
daß Bernhard G.Arbeit hatte unddeshalb nicht als bedürftig anzusehen
sei, wie eineKlausel des Rentengesetzeses forderte. Außerdem bezwei-
felte dasMinisterium,daß eine Minderungder Erwerbsfähigkeit über-
haupt vorliege, wennG.docharbeiten könne.

Der unerwarteten Ablehnung widersprachBernhardG. wenige Tage
später.Diesmal unterstützte ihnauch der FlensburgerSonderhilfsaus-
schuß, derbestätigte,daß G.seit dem 1.Januar 1950arbeitslosund
durchaus nicht imVollbesitz seinerberuflichen Kräfte sei.

Mit dem Einspruchgegenden Bescheid des Innenministeriumsging
der Fall voreine Sonderkammer beimOberversicherungsamt in Schles-
wig,die sichspeziell mit Verfahren vonNS-Opfernbefaßte. Am8.De-
zember 1950 beschloß die Kammer,einerneutesmedizinisches Gutach-
ten über den Zustandvon G. einzuholen.AlsGutachterbeauftragte die
Kammer den Flensburger Arzt Professor Dr.HansGlatzel.

Prof. Glatzel hatte wenigeMonate zuvoreine interessante Bekannt-
schaftmit dem Nervenarzt Dr.FritzSawade gemacht.Obwohl dieser
sich als der international gesuchteNS-Verbrecher Prof. Werner Heyde
offenbart hatte, hatte Glatzel ihmeine Stelle als neurologischerGutach-
terbeimOberversicherungsamt vermittelt.2Die Begutachtung von
Bernhard G.schloß Glatzel mit demUrteil: ,J\fachder Schilderungder
Prozedur desHängensamPfahl, die derKlägerselbstgibtunddie
durchausglaubhaft erscheint,ist es wohl verständlich,daß durchden
ganzungewöhnlichstarken Zugnachhinten oben einederartigeDeh-
nungder gesamtenNerven erfolgt ist, daß sie in ihrerFunktion irrepa-
rabelgeschädigt wordensind.Es muß somit derheute vorliegende
Krankheitszustand des G. alsursächlich mit der Verfolgungim Zusam-
menhangstehendaufgefaßt werden" Die Minderungder Erwerbsfähig-
keitbezifferte Glatzel im Gegensatz zuden Vorgutachternaber nur auf
30 Prozent.

Am2. Februar 1951 schließlich lagdas Gutachten der Sonderkam-
merbeimOberversicherungsamt vor. Zu der Sitzungwurde ein ärztli-
cher Sachverständigermit hinzugezogen, der sich dem GutachtenGlat-
zeis „invollem Umfange" anschloß. Der Sachverständige war-Dr.
Fritz Sawade.'

Mit Bescheid vom 31.März 1951, zweieinhalb Jahre nachdem er
seinenAntrag eingereicht hatte,erhielt BernhardG. schließlich seinen

2 Vgl. Klaus-Detlev Godau-Schürtke:
Die Heyde/Sawade-Affäre. Wie Juri-
sten undMediziner in Schleswig-Hol-
stein den NS-Euthanasiearzt Werner
Heyde deckten und straflos blieben, in:
Schleswig-HolsteinischeAnzeigen, Ju-
stizministerialblatt für Schleswig-Hol-
stein,Jg. 241, Kiel VIII und IX 1994,
S. 193-199, 217-223.
3 Heyde/Sawadeerstellte für das OVA
knapp 100 selbständige Gutachten, in
etlichen Verfahren wie diesem trat er
als Sachverständiger auf. Nach 1953
war er sogar zwölfmalHauptgutachter
in Entschädigungsverfahren. Nach sei-
ner Festnahme 1959 behauptete das
Landesentschädigungsamt, seine Gut-
achten seien nicht relevant gewesen.
Vgl. LAS 761/10389: Bericht des Lan-
desentschädigungsamtes über dieMit-
arbeit von Sawade.

178 Heiko Scharffenberg Wiedergutmachung in Schleswig-Holstein



Bescheid,der ihmeinemonatliche Rente von70 Mark zusprach.Ein
knappes Jahr später drohteihm allerdingsder Entzugder Rente,alsein
anonymerBriefbeimWiedergutmachungsreferatbehauptete, daskör-
perlicheLeiden von BernhardG.habe auch schonvor seinerHaft be-
standen.DerzuständigeReferent fragtebei seinem Vorgesetzten,dem
ehemaligensozialdemokratischen EmigrantenHans Sieversan,ob die
Rentenzusagewiderrufen werden solle. Sievers entschied jedoch,daß
G. eineAusnahmegenehmigungerhaltensolle.BernhardG.erhielt so-
mit weiterhin seinekleine Rente von 70 Mark.

Im Oktober 1951 stellte Bernhard G.einen weiteren Entschädi-
gungsantrag. DasHaftentschädigungsgesetz von1949 versprach den
ehemals inhaftiertenNS-Opfern 150 Mark für jedenMonat,den siein
Haft verbracht hatten. Auch indiesen Verfahrenprüfte der Sonderhilfs-
ausschuß FlensburgdasVorliegender Antragsberechtigung.ImFall von
BernhardG.empfahl derAusschuß 20MonateHaft als entschädigungs-
pflichtig anzuerkennen.Bearbeitet wurdederAntrag imWiedergutma-
chungsreferat inKiel.Am 31.Januar 1952 erhielt G.den Bescheid: Sein
Antragauf Haftentschädigungwurde abgelehnt,weildiepolitische Ver-
folgungnicht nachgewiesensei:„DieseBehauptunghabenSie weder
bewiesen noch hinreichendglaubhaft gemacht.Die Tatsache, daß Sie
vor 1933 Mitgliedeiner linksstehenden Sportvereinigungwaren, istkein
ausreichenderBeweisfür IhreBehauptungI.'

AuchgegendieseAblehnunglegte Bernhard G.Einspruch ein.Der
Landes-Sonderhilfsausschuß befaßte sich erst imNovember 1952,
nachdem erneut ein ganzesJahr seit dem Antrag vergangen war,mit
dem Fall vonG. Derselbe Ausschuß, der zweiJahre zuvor noch die poli-
tische Verfolgung vonG. festgestellt hatte, wies diesmaldieBeschwer-
de zurück, weilpolitische Verfolgungsgründe nichtbewiesen seien:
„Dagegensprichtnämlich die Tatsache,daß erbereits am4.5.1939aus
dem KonzentrationslagerSachsenhausen entlassen wurde. Hättees sich
bei dem Antragsteller tatsächlich umeinenpolitischen Überzeu-
gungstätergehandelt, wäre derGestapo die kommunistischeEinstel-
lungdes Antragstellersbekannt gewesen,underwärenichtschon im
Jahre 1939 wieder inFreiheit gesetzt worden"

NunschöpfteBernhard G.seine Rechtsmittel ausundklagte gegen
dieEntscheidung desLandes-Sonderhilfsausschusses vor dem Landes-
verwaltungsgericht Schleswig(LVG).ImMärz 1953, eineinhalb Jahre
nach Antragstellung, lagschließlich dasUrteil des LVGvor.Die Richter
gabender KlagevonBernhardG.statt. Zu seinemGlück hatte einehe-
maliger Polizeibeamterbestätigt, daß G. auspolitischen Gründen ver-
haftet worden war.Somit bekam G.schließlich die Summe von 3000
Mark in dreijährlichenRaten ausbezahlt.

1953 verabschiedete der Deutsche Bundestagkurz vorEnde der er-
stenWahlperiode das Bundesergänzungsgesetz,das die Entschädigung
für NS-Opfer vereinheitlichte undden Rahmen für die Durchführung
absteckte.Das Wiedergutmachungsreferat inKiel ging in das Landes-
entschädigungsamt über und wurde eineeigenständigeBehörde.

Dieneuen Bestimmungen verbessertendie Entschädigungsleistun-
genfür dieVerfolgtenerheblich. Zum einen wurdendie Rentenaufge-
bessert,außerdem wurde die Entschädigungrückwirkend bis zum Ende

179[Heiko Scharffenberg Wiedergutmachung in Schleswig-Holstein



der Verfolgungnachgezahlt.Deshalb stellte auchBernhardG.am 19
September 1954 einen Antragnach dem neuen Gesetz.DieVertretung
seiner Interessen übertrug er dem BundderVerfolgten des Naziregimes
(BVN),einerderbeidengroßen Verfolgtenorganisationen.

ImLandesentschädigungsamt wurde derAntragvon G. wenigeTage
später registriert undindie Warteliste aufgenommen.Aufgrund der
langwierigenund schwierigenVerfahrenund wegenmangelndem Per-
sonal wurde BernhardG.erst am 3.Dezember 1956,mehr als zweiJah-
renach seinemAntrag,zu seinem Anliegenbefragt.Aufgrundder vor-
herigenVerfahrenhatte das Landesentschädigungsamt keinen Zweifel
mehr an der politischen VerfolgungvonG. Allerdings sollte einerneutes
medizinisches Gutachtenergeben,wiehoch die Minderungder Er-
werbsfahigkeitnach der Haftund später gewesen war.Als Gutachter be-
auftragte dasAmt- Prof.Dr.Hans Glatzel.

Nach weiteren19 Monaten Wartezeit konnte sichBernhardG.end-
licherneut derUntersuchungstellen. Prof.Glatzelsah keinenAnlaß, an
seinemGutachten von 1950 etwas zu verändernundbemaß die Minde-
rungder Erwerbsfähigkeitdurchgehendauf30Prozent.Nachdem das
neue Gutachten im Amt vorlag, vergingenerneut12 Monate,bevor
BernhardG.am 30.Juni 1959, fast fünf Jahre nachdem er denAntrag
eingereichthatte, seinenBescheiderhielt. Rückwirkend erhielt Bern-
hard G.eineKapitalentschädigung von3400 Mark, seine Beschädigten-
rentebetrugbis 1961 monatlich 117Mark.Da die BEG-Renten jährlich
angepaßt wurden,stieg dieRente vonBernhardG.bis 1974 auf416
Mark imMonat.

DerFall vonBernhard G.ist keine extremeAusnahme.ImGegen-
teil,er ist in vielen Details ein typisches Beispiel für denVerlaufeines
Wiedergutmachungsverfahrens in Schleswig-Holstein.Langwierige
Verfahren bei Behördenund Gerichten,Feilschen um Prozenteundeini-
geMark Rente,kritischemedizinische Gutachter und strengeAusle-
gungder Wiedergutmachungsgesetzekennzeichnen einen großen Teil
derEntschädigungsverfahren.

Unmittelbar nach demZusammenbruch des „DrittenReiches" hat-
ten dieNS-Verfolgten invielen Städtenund Kreisen Unterstützung bei
Nahrung,Kleidung, WohnungundArbeit erhalten.Die eigens für diese
Unterstützung eingerichtetenSonderhilfsausschüsse arbeiteten dabei
überwiegend „aufelastischeundgroßzügige Artund Weise", wie es eine
Anweisungderbritischen Militärregierung forderte. Diese Unterstüt-
zunghatte jedochreinen Fürsorgecharakter unddiente lediglich der
Wiedereingliederung derNS-Verfolgten.Zumehr warendie Kommu-
nenzunächst nicht in der Lage.

Bereits wenige Wochen nachderKapitulationbildeten sich in vielen
Orten „Komitees derehemaligenpolitischen Gefangenen.DerName
dieserVerfolgtenorganisation wies bereits daraufhin,daß die große
Gruppe der NS-OpferkeinehomogeneEinheit darstellte. Diejenigen
NS-Opfer, dieauspolitischen Gründen verfolgt worden waren,grenzten
sichdamit bereits in dieser rudimentären Phase der Entschädigung spür-
bar von anderenVerfolgtenab.Mit „Kriminellen"„Asozialen"und„Zi-
geunern"wollte der sich als „elitär" fühlende Kreis derpolitisch Ver-
folgtennicht aufeine Stufe gestellt werden.Dieses frühe Bestreben der
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vorwiegendaus Kommunisten undSozialdemokraten bestehenden
Gruppe derpolitischVerfolgten,sich von bestimmten Randgruppenab-
zuheben,hatte Folgen, denn bereits inderbritischen Anweisungwurde
dieunterschiedliche „Wertigkeit" von NS-Verfolgungbeschrieben.Nur
wer aus politischen, rassischen oder religiösenGründen verfolgt worden
war,durfte aufSonderhilfe hoffen.4Vondieser Klassifizierungsollte
sichdie Entschädigungnie wieder lösen.Trotzdemgab die Zonenan-
weisungden Sonderhilfsausschüssen reichlich Entscheidungsspiel-
raum, denn unter den Begriffder „politischenVerfolgung" konnte alles
und nichts fallen.

Der Sonderhilfsausschuß inFlensburg trafin der Mehrzahl recht
wohlwollende Entscheidungen.Zum Beispiel gewährteereinemras-
sisch verfolgtenjungenMann Sonderhilfe,weil dieser in derNS-Zeit
keine höhereSchule besuchen und keineAusbildunghatte antretenkön-
nen.5 Auch politisch undreligiösVerfolgte hatten keine Probleme,Un-
terstützung zu finden. Kritisch beäugtederAusschuß lediglich diejeni-
gen Randgruppen,von denen sich die Mitglieder des„Komitees ehema-
liger politischer Gefangener"abgrenzten.„Asoziale"etwa lehnte der
Ausschuß schroff ab. Solchen „charakterlichminderwertigenElemen-
ten"6gegenüber ließ der Sonderhilfsausschuß nicht einmalerkennen,
daß er derenKZ-Haft als etwasUnrechtes ansah. Genauso erginges
Menschen,die mit dem Gesetz inKonflikt gerieten.Wer wegen
Schwarzmarkthandels,Waffenbesitzes,Diebstahls verurteilt wurde,be-
kam keine Sonderhilfe. EbensoMenschen,die das sittliche Empfinden
des bürgerlichen Ausschusses störten,wie Prostituierte oder garein
„Rassenschänder,fanden vordemAusschuß keine Gnade.

Auch dieSinti und Romatrafen bei den Ausschußmitgliedern auf
Vorbehalte. Einer „Zigeunerin"gewährte der Ausschuß die Sonderhilfe
zunächst für drei Monateauf Probe,um zuprüfen, „ob siesichdensel-
ben Pflichtenunterwirft wiedieanderen Verfolgten"1.Nach Ablauf die-
ser Frist stellte derAusschuß zwar fest, daß sich die FrauundihreFami-
lie „nichtordnungsgemäß dem Gemeinschaftslebeneinfügen" doch in
Anbetracht der ausgestandenenLeiden sollte die FrauzumindestLe-
bensmittelhilfe für ein weiteres Jahrbekommen.s Bereitshier zeigt sich
klar, daß weder Sinti und Romanoch die „Asozialen"bei derEntschädi-
gung vergessenworden sind- siesindbewußt ausgegrenztworden. Wer
nicht ineine Kategorie des „ordnungsgemäßen" Bildes derbürgerlichen
Gesellschaft paßte, für den warKZ-Haft nachAnsicht des Ausschusses
offenbar nicht unangemessen.

Das grundsätzliche Wohlwollen von Politik undVerwaltung für die
NS-Opferebbte ab 1947/48 jedochab, als dasGesetz über dieGe-
Währungvon Renten an die Opferdes Nationalsozialismus zurVerab-
schiedung anstand. Hierging esnichtmehr nurum bescheidene Fürsor-
ge,hier gingesum finanzielle Forderungender NS-Opfer für ihreerlit-
tenen Schäden.Die finanziell schwierigeLage desLandes ließ keine
großzügigere Entschädigung wie etwain deramerikanischen Besat-
zungszonezu.Das Landund diePolitik gingen deshalb in eine Abwehr-
haltung, undschon 1948 standenKostenbegrenzungund Eingrenzung
des BerechtigtenkreisesimMittelpunktaller Verhandlungen.So ge-
währte dasRentengesetznur solchen VerfolgtenGeld,dieunterhalb ei-

4 Vgl. Zonenanweisung HQ 2900 vom
22.12.45, US 320 Plan, 2481.
5 Sitzungsprotokoll vom 18.1.48,
Stadtarchiv Flensburg 11 8 11, Band
3,2.
6 Schreiben des SHA an das Komitee
vom 18.11.46, Stadtarchiv Flensburg,
VIII D 6, Band 1.
7 vgl. Sitzungsprotokoll vom 7.10.47,
Stadtarchiv Flensburg, 11 8 11, Band
3,1.
8 vgl. Sitzungsprotokoll vom 18.1.47,
Stadtarchiv Flensburg, 11 8 11, Band
3,2.
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nerbestimmten Einkommensgrenze lagen,und es entschädigtenurVer-
folgte, dieaus bestimmtenGründen verfolgt worden waren: auspoliti-
schen,rassischen oder religiösenGründen. Auch hier zeigte sich die
Sichtweise derpolitisch Verfolgten. Innenminister WilhelmKaber, der
als SPD-Mitgliedwährend derNS-Zeit selbstunterDruck geraten war,
erklärtebeider Vorstellungdes Rentengesetzes,daß es den„echten Op-
fern"dienen solle.9 Auch für ihngab esOpfer, die keiner Entschädigung
würdig waren.

Doch auch die politischVerfolgten waren in sichkeine homogene
Gruppe.Bereits 1948, einJahr nach der hoffnungsvollen Gründung der
„Vereinigungder Verfolgten desNaziregimes" (VVN), fanden diepoli-
tischVerfolgtenkeinengemeinsamenNenner mehr. Wegen derDomi-
nanz der KPD-Mitglieder in derVVN-Führung tratenSozialdemokraten
undandere politisch Verfolgteaus derVVNaus10 undgründeten eigene
Verfolgtenorganisationenwie den„ArbeitskreisverfolgterSozialdemo-
kraten" inder SPD undden „Bundder Verfolgtendes Naziregimes"
(BVN).Letzterer vertrateinen betont antikommunistischen Standpunkt
undbegriff sichals erbitterter Gegner der VVNundattackierte dieVVN
immer wieder als kommunistische Tarnorganisation.

Die heftigen ideologischenAuseinandersetzungeninnerhalb derpo-
litischVerfolgten nutztenvorallemderBundes-und Landesregierung.
DieZersplitterung inrivalisierende Gruppen schwächte daspolitische
Gewicht derVerfolgteninsgesamt erheblich, dennein gemeinsames
Vorgehenmit derVVNlehnte derBVNstrikt ab.Nicht zuletzt, umdie-
senZustand zu erhalten,protegiertendie Regierungenden zahlenmäßig
kleinerenBVN als „offizielle"Verfolgtenorganisation.''Die in der Öf-
fentlichkeit ausgetragenenFeindseligkeiten zwischen den beidenOrga-
nisationen waren keinesfalls geeignet, dasImage derNS-Verfolgtenzu
verbessern.

Wie der Fall BernhardG.zeigt, verliefen die Verfahren äußerst
schleppend.Das personellunterbesetzte Wiedergutmachungsreferat
beimInnenministeriumkammit der Bearbeitung der Rentenanträge
nichthinterher. DieLandesregierunghattekein Interessean einer zügi-
genAbwicklung,dieinkurzer Zeiterhebliche Kosten verursachthätte.
Im Gegenteil:1951 strichdas Finanzministerium denEtat des Wieder-
gutmachungsreferats von 120.000 Mark auf50.000 Mark zusammen.
Die Proteste vonReferatsleiter Hans Sieversblieben ungehört.Bei sei-
nem Dienstherren,Innenminister Dr.Pagel, fand Sieverskeine Unter-
stützung. Offenbar scheute Pagel denKonfliktmit Finanzminister Kraft.

Doch selbstdie zustehenden 50.000 Mark bekam Sievers nurun-
vollständig zugewiesen.ImJuni 1951wandte sich derReferatsleiter er-
neut anden Innenminister und wies auf die FolgenderKürzungen hin.
Er warnte,daß das Vertrauen zur Landesregierungimmer mehr und
schließlich restlos erschüttert" werde unddaß er sogarbefürchte, daß
die Verfolgten, wie inNiedersachsengeschehen, „denReferenten aus
seinemBüro holenundihnlazarettfähigschlagen^1Nun wurde Pagel
doch aktiv und bat in einem persönlichenBriefseinen Kabinettskolle-
genKraft einzulenken. Doch trieb nicht etwadie Sorgeum dieNS-
Opfer Pagel zu diesem Schritt. Er sorgtesich um andere „Opfer" und
erinnerte Kraft daran,daß die Leistungender Landesregierungzur poli-

9 Vgl. Wortprotokoll der 8. Sitzung,
2.-8.Februar 1948.
10 Vgl. Manfred Overesch: Das be-
setzte Deutschland 1948/49, Augs-
burg 1992, S. 510.
11 Vgl. Bericht von Wiedergutma-
chungsreferatsleiter Sievers an den In-
nenminister,3.7.51, Sozialministeri-
um E 301 2.
12 Vgl. Schreiben Sievers, 19.7.51,
Sozialministerium E 3010.
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tischenBefriedunginsbesondere der „Entnazifizierungsopfer"gefähr-
det seien. ,JDiesePolitikkommt in Gefahr, wenn wirfür allediesePer-
sonenkreisebeträchtlicheMittelaufwenden, abergleichzeitigden Op-
ferndes Nationalsozialismus ihregesetzlichen Ansprüche wegenman-
gelnderMittel verkürzen." [i

Dieser Argumentation konnte sichder BHE-Politiker Kraftnicht
entziehen.Er gabdie Haushaltsmittel des Wiedergutmachungsreferates
frei.Doch tat er diesnicht ohne Bedingungen, wie er denInnenminister
wissen ließ: Jch knüpfe daran dieErwartung,daß hiermit tatsächlich
eine merklicheEinsparungbeidenRententiteln erreicht wird. [...]Ich
setze weiter voraus,daß in Zukunftnicht etwajedeStreichungoder Ver-
kürzung einer Rentemit einem Kuraufenthaltoder einerBeihilfe abge-
goltenwird."'4Dr.Pagel fügte sich widerspruchslos in diesenmassiven
Eingriff in seinRessort.Spätestens seit diesemZeitpunkt war Referats-
leiter Sievers klar, daß esbei derEntschädigungderNS-Opfernichtum
die Sache ging, sondern einzig undalleinumdas Geld.Ermurrtezwar
auch inden folgenden Jahren,doch fand er sich schließlich mit denGe-
gebenheitenab undließ seine Referentennach wie vor langsamundge-
naudie Anträge abarbeiten. DieLeidtragenden warendie Verfolgten.

InanderenBereichen warenVerwaltung,Politik undJustiz schon
viel weiter.Noch bevor der ehemalige KZ-HäftlingBernhard G.1951
nach langemRechtsstreit seine ersteRentenzahlungerhielt,feierte das
FlensburgerTageblatt imFebruar 195 1die Begnadigungder teilweise
hochrangigenNS-Täter imKriegsverbrecher-GefängnisLandsberg.15

Auch derehemalige schleswig-holsteinischeGauleiter HinriehLohse
befand sichzu diesem Zeitpunkt schon wieder inFreiheit und strittum
seine Pension.

DieLändergesetzezur Entschädigung der NS-Opfer waren voral-
lemin derbritischen Zone dürftig. Rentenkonntendie Verfolgten nur
bekommen, wenn sieunterhalb einer bestimmten Einkommensgrenze
lagen,Witwen undWaisenerhieltennurminimalste Zahlungen,Schä-
denberuflicher Art wurden garnichtberücksichtigt. EinzigdieHaftent-
schädigungerlaubte einigenVerfolgten einen wirtschaftlichen Neuan-
fang.Eine wirkliche „Wiedergutmachung" die sichunabhängig vonden
sozialenVerhältnissendes Betroffenen nur an dem Verfolgungsschick-
sal orientierte,gab es nicht.

Esdauerte bis in dieletzten Tage der erstenLegislaturperiode,bevor
der Bundestaggegenerbitterten Widerstand aus dem Bundesfinanzmi-
nisterium und auseinzelnen Bundesländern das „Bundesergänzungsge-
setz" verabschiedete16,welches denNS-Opfernin Schleswig-Holstein
wesentliche Verbesserungenbrachte. Doch schon in der Entstehungs-
phase hatte sichdasnördlichsteBundesland hartnäckiggegendas Bun-
desgesetzgewehrt.Der Leiter desKieler Wiedergutmachungsreferats,
Hans Sievers,wurde vonder Landesregierungangewiesen,bei Verhand-
lungenimmer daraufhinzuweisen,daß Schleswig-HolsteinkeinGeld
habe.17 Verhindern konnte Kiel dasGesetz jedochnicht.

Das Bundesergänzungsgesetzversprach denNS-Opfern imNorden,
gemessenan den vorherigenRegelungen, viel. Renten wurdeneinkom-
mensunabhängiggewährt, für die Jahre seit dem Ende der Verfolgung
wurderückwirkend Entschädigunggezahlt.18 Schädenim „beruflichen

13 Schreiben Pagel, 27.7.51, Sozial-
ministerium E 3012.
14 Schreiben Kraft, 15.8.51, Sozial-
ministerium E 3012.
15 Flensburger Tageblatt, 1.2.51
16 Vgl. zur Entstehungsgeschichte des
BErgG ConstantinGoschler: Wiedergut-
machung. West-Deutschland und die
Verfolgten des Nationalsozialismus,
Mönchen1992
17 Vgl. LAS 761/10545: Bericht von
Referatsleiter Sievers an den Innenmi-
nister vom 17.10.51
18 Vgl. auch für dasFolgende: Bun-
desergänzungsgesetz,in Bundesge-
setzblatt Nr. 62 vom 21.September
1953
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und wirtschaftlichen Weiterkommen" wurden entschädigt,ebenso „Ver-
mögensschäden"durch Reichsfluchtsteuern und ähnliches. Doch auch
dieses Gesetz wareindeutignach Kostengesichtspunktengemacht.In
über 200 Paragraphen wurden die Voraussetzungenfür die Entschädi-
gung stark beschränkt. So wurdendie „vergessenen"Opferauch weiter-
hin vergessen.Nur weraus politischen, religiösenoder rassischen Grün-
den vondenNationalsozialisten verfolgt worden war,hatte Anspruch
aufWiedergutmachung.Ausgeschlossenwerdenkonnten aber auch Per-
sonen, die die „freiheitlicheGrundordnung"bekämpften, womitAnträ-
ge aktiver Kommunisten jederzeitabgelehnt werden konnten.Vorge-
schrieben wurde,daß die NS-Opfer ihreVerfolgungdurchDokumente
oder Zeugenaussagenbeweisen mußten, daß Gutachter teilweise zwan-
zig Jahre nach der Verfolgung denVerlauf dergesundheitlichenBeein-
trächtigunginProzenten exaktangebenmußten.

Ohne juristischenBeistandfand sichkaummehr einVerfolgter in
dem kompliziertenGesetz zurecht. Doch nur wenigeNS-Opferkonnten
sicheinen derwenigenversiertenWiedergutmachungsanwälte leisten.
AusdiesemGrunde botendieVerfolgtenorganisationen ihrenMitglie-
dern an,als Bevollmächtigte das Verfahrenzu führen.

Daskomplizierte,aufAbwehr unberechtigter Forderungenzielende
Gesetz wurde vom LandesentschädigungsamtKielstrengund genauan-
gewendet.Personell nach wie vorknapp besetzt, arbeitete das Amt
schleppend langsam die Anträge ab. Wartezeiten vonzweibis vier Jah-
ren wie imFall von Bernhard G. waren die Regel.Für dieVerfolgten,
die zumgroßen Teilbereits über 50Jahre alt warenundoft keineswegs
in gesicherten finanziellen Verhältnissen lebten,bedeutete dieses War-
tenauf Geld und vorallem aufAnerkennungdes eigenenSchicksals
einegroße Härte.Außerdem erwies sichdas Landesentschädigungsamt
keinesfalls als „anerkennungsfreudig"Nach offiziellen Statistiken wur-
den54 Prozent derAnsprüche abgelehnt, womit Schleswig-Holsteinauf
dem vorletztenPlatzunter den Bundesländern lag.19

IndenVerfahren,in denenes um eine Rente für einen Gesundheits-
schadenging,spieltendiemedizinischen Gutachter eine entscheidende
Rolle.Die vom Landesentschädigungsamtbeauftragten Ärzte hatten
eine extremschwierigeAufgabe.Sie sollten festlegen,welche Leiden
des AntragstellersaufNS-Verfolgungzurückzuführen warundwie sich
die Minderungder Erwerbsfähigkeit seit derVerfolgungentwickelt hat-
te. Dabei denmeisten NS-Opferndie Verfolgungschon zehn,manch-
mal sogar zwanzigJahre zurücklag, war eseigentlichkaum möglich,
denVerlaufexakt zu rekonstruieren. Insofern hatten die Gutachter
großen Spielraum für eigeneInterpretationen.

Für die zum SparengezwungeneEntschädigungsbehördewaren die
externenGutachter ein Instrument zurAbwehr von finanziellen Forde-
rungen.InderRegelwählte dasLandesentschädigungsamt nur solche
Gutachter aus,die denNS-Opfernmit großer Skepsis gegenübertraten.
Ein Beispiel für eine „Karriere"als Entschädigungsgutachter war der
FlensburgerInternist Dr. Ernst Töppler.Der 1937 promovierteMedizi-
ner verfaßte seit 1951Nachuntersuchungsgutachten für das Wiedergut-
machungsreferat bzw.später das Landesentschädigungsamt.Erzeichne-
te sichvon Beginnan dadurch aus, daß er die Prozentsätze derErwerbs-

19 Vgl. Christian Pross: Wiedergutma-
chung. Der Kleinkrieg gegen die Opfer,
Frankfurt a.M. 1988, Anhang.
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Minderungin den meistenFällen herabsetzte. Auch inbesonders schwe-
ren Fällen vonNS-VerfolgungtrafTöppler„mutige" Entscheidungen.
ImFalle eines Kommunisten etwa,der von 1933 bis 1945 durchgehend
in Gefängnissenund Konzentrationslagerngefangengewesen war. 1948
hatten der Vertrauensarztund die Wiedergutmachungskammer dieMin-
derungder Erwerbsfähigkeit auf 100 Prozent bemessen.Bei einer
Nachuntersuchunghielt Töpplerfest, daß die Vorgutachten „wissen-
schaftlichnicht haltbar" seien und „imübrigen nicht den Tatsachen"
entsprächen.„Es erscheintmöglichundbiszu einemgewissen Grade
auch wahrscheinlich,daß durchdieBelastungenundvorallem durch
die körperlicheÜberbeanspruchung, wiesie von dem Untersuchtenan-
gegeben wird, die schicksalsbedingtenOrganalterungsvorgängeeine
gewisseBeschleunigungerfahren haben [...].Einesolche verfolgungs-
bedingte Verschlimmerungeines ansich schicksalhaftenLeidens kann
aber im vorliegendenFallenur zeitlichangenommen werden, d.h.für
die Zeit derHaft. [...] Eine Verschlimmerungeines schicksalhaft ver-
laufenden Organabnutzungsvorgangesim Sinne der zeitlichenAbgren-
zungerscheint wahrscheinlich,wennauch nurzu einem relativ gerin-
genProzentsatz?20 Die MinderungderErwerbsfähigkeit lagnachAn-
sicht vonTöpplernach zwölfHaftjahrenhöchstensbei 40 Prozent. Bei
einem anderen zwölfJahre inhaftierten NS-Opfer attestierte Töppler
zwar Arteriosklerose,leichte Herzmuskelschwäche,inaktive Tuberkulo-
se,höhergradigeLungenblähungenundstarkes Asthma, jedochsah er
keines dieser Leidenin Zusammenhangmit der Verfolgungund setzte
die Minderung der Erwerbsfähigkeitauf0 Prozent. ZwölfJahre KZ-
Haft waren offenbar spurlos an dem Verfolgten vorübergegangen.

1952 untersuchte Töpplereinen jüdischen Verfolgten, der im Ghetto
Riga und imKZ Stutthofgefangengewesenwar.Indiesem Fallbeließ
Töpplerdie MinderungderErwerbsfähigkeit bei60 Prozent, wie sie der
Vorgutachter festgelegthatte.Für die Entstehungdes vorzeitigenAlte-
rungsprozessesdes Judenhatte der Arzt jedochseine eigeneBegrün-
dung: „Wennauch besondersbeider jüdischen Rassediekonstitutions-
mäßige Veranlagungsowohl zurGefäßsklerose alsauch zuDepressio-
nenbekannt ist, so muß doch [...] eine vorzeitigeAbnutzungsowieer-
hebliche Verschlimmerungimanlagemäßigen Ablaufangenommen wer-
den"2'Offensichtlich hatte sichDr.Töpplernicht soeinfach von der
pseudowissenschaftlichenRassenlehre der NS-Zeit trennenmögen.Es
kamihmnicht inden Sinn,daß es in einem Wiedergutmachungsverfah-
reneines Juden zumindest unpassendwar, dieNS-Rassentheorie zu ver-
breiten.

Der „antisemitischeAusrutscher" des Medizinershatte Folgen: Kein
anderer Flensburger Arzt wurde sooft zum Gutachter inEntschädi-
gungsverfahrenberufen wie Dr.Töppler.Entgangen seinkonnte der
Entschädigungsbehördedie rassistischeHaltung desGutachters nicht,
denn auch noch 1955 wieser in einem erneutenGutachten über den jü-
dischenVerfolgtenaufdie „rassischundindividuellbedingteEntwick-
lung"des Krankheitsverlaufes hin.22 Beim Landesentschädigungsamt
regte sichauch diesmal niemand.

DieMediziner Deutschlands stritten inden 50er und 60er Jahren in
einer Art „Glaubenskrieg"um die Frage,ob die nationalsozialistische

20 Gutachten, 22.5.56,LAS
761/11528.
21 Gutachten, 17.11.52, LAS
761/15394,15395,15396.
22 Gutachten, 28.1.55, LAS
761/15394,15395,15396.
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Verfolgungdauerhafte psychischeFolgen habenkonnte. Während die
einendaraufbeharrten,daß jedeseelische Belastungvorbeigeheunddie
menschliche Seele praktischunbegrenztbelastbar sei, verwiesenandere
aufStudienaus dem Ausland,diepsychische Spätfolgennachwiesen.
Die Entschädigungsbehördenwehrten sichnach Kräften gegendieAn-
erkennungvonpsychischenSchäden. Die „herrschendeLehrmeinung"
verteidigtendie Ämter bis indie späten 60er Jahre,als ausländische
Wissenschaftler längst das Gegenteil nachgewiesenhatten.Das Kieler
Landesentschädigungsamt wählte zielgerichtet fastnur Anhängerder
„herrschendenLehrmeinung" alsGutachter aus.Der KielerProfessor
Störringetwabezeichnete die Anerkennungdauerhafter psychischer
Folgen als „völligeEntwertungdesmedizinischenKrankheitsbegrif-
fes"22 Der inNS-Sichtweise verhafteteDr.Töpplersah Depressionenin
der „primitivabartigen Persönlichkeitsstruktur"von Patienten
veranlagt24und der SchleswigerNervenarzt Dr.Wenzelhegte bei einem
Verfolgten gar denVerdacht einer ,Jientenneurose".25

BisEnde der60er Jahre verteidigtenEntschädigungsbehördenund
Mediziner hartnäckig ihre „herrschendeLehrmeinung". 1964attestierte
eineamerikanische Psychologinin einemGutachtenüber einenjüdi-
schenehemaligen KZ-Häftling,daß dieser einen „Knickin derLebens-
linie" erlittenhätte, vondemer sich nie wieder erholen würde. 26Das in-
ternational anerkannte Phänomen des „Knicks in derLebenslinie" fand
dasLandesentschädigungsamt Kielnicht überzeugend: ,JDienerven-
ärztlicheStellungnahme derFrauDr.Arnsdorffkannu.E. kaumalsfun-
diertes wissenschaftliches Gutachtenangesehen werden. [...] Ausder
Feststellungin dem Gutachten derFrauDr.Arnsdorffergibtsichder
Verdacht einesNikotinmißbrauchs, mit welchem möglicherweiseauch
die Tremorerscheinungenzusammenhängen"21Hinter solchenÜberle-
gungen trat die langjährigeKZ-Haft des Verfolgtenzurück.

Erst 1968/69 gabdie Entschädigungsszene inDeutschlandihrenWi-
derstand gegenneuere Erkenntnisse auf.Praktischüber Nacht vollzogen
die Gutachter eine Kehrtwende, wie zwei Gutachten des Düsseldorfer
Medizinalrates Dr.Dr.Becker treffend symbolisieren.Am 30. Januar
1969 stellteBecker kämpferisch fest,daß „dieextremen Verfechterei-
nerpsychosomatischenBetrachtungsweise [...]dieherrschendeLehr-
meinungnicht erschüttern" konnten.28Nureinen Tag später dagegen
rügte Becker ineinemanderenFall seine Vorgutachter, diekeine psychi-
schenDauerschäden erkannthaben wollten: „Der Verfolgungstatbc-
standalssolcher ist voll ausreichend,diepsychovegetativenFehlregu-
lierungenzu erklären undzubegründen. Eshieße jedeLebenserfahrung
negieren, wollteman aus einerfast 13 Jahreandauernden seelischen
Konfliktsituationbleibende Schäden verneinen"21'

Der Zeitpunkt der Kehrtwendekam nicht vonungefähr.Am3 1.De-
zember 1969 liefdie letzteFrist aus,in dernoch neue Anträge,nach
dem Bundesentschädigungsgesetzgeltend,gestellt werdenkonnten.

Das als mangelhaft kritisierteBundesergänzungsgesetzwurde 1956
durch dasBundesentschädigungsgesetz weiter verbessert,ohne jedoch
denKreis derEntschädigungsberechtigtenerheblich auszuweiten.Die
noch mittenimWirtschaftswunder befindliche Bundesrepublikhatte
nach wie vor für dieVerfolgtender Nationalsozialisten nurArgwohn

23 Gutachten, 9.6.55,LAS
761/13018,13019.
24 Gutachten, 5.5.55,LAS
761/12205.
25 Gutachten, 9.5.58,LAS
761/12731.
26 Gutachten, 14.1 2.64, LAS
761/8217.
27 Stellungnahme des Landesentschä-
digungsamtes, 11.2.65, LAS
761/8217.
28 Gutachten, 30.1.69, LAS
761/12689.
29 Gutachten, 31.1.69, LAS
761/8102.
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übrig. Einepolitische LobbyderNS-Verfolgtengabes nicht.Keine Par-
tei setztesichnachdrücklich für die Opfer desNS-Staatesein.ImRah-
men der allgemeinen Versöhnunghatten diePolitiker sichtbar kein In-
teresse, dieser Gruppeeinen dauerhaften Sonderstatus zuzugestehen.

DieneuenBestimmungen bedeuteten für das langsamarbeitende
Landesentschädigungsamteine erneuteLawine vonAnträgen.Invielen
Fällen wurde der ältere Antragvon dem neuerenüberholt. Amtsleiter
Sievers ließ seine Beamten trotzdem langsamund gründlich jedenAn-
tragprüfen. Dieumständliche Arbeitsteilung imAmtund der beständige
Streit zwischen Sievers undderRegierung ließen den InnenministerAn-
fang 1957 handeln. ImFebruar 1957unterrichtete Innenminister Lemke
Amtsleiter Sievers,daß „wegender besonderenpolitischen Bedeutung"
der Entschädigung„einesachliche Unterstützung undArbeitsteilung"
zweckdienlich erscheine und Sievers ab sofort denRegierungsdirektor
Karl-August Zornig zumStellvertreter zur Seite gestelltbekäme.30Die-
se Arbeitsteilungsollte wie folgt aussehen: ,Jleg.Dir. Zornigordnet im
Interesseeiner möglichstschnellen undeinheitlichen Abwicklungder
Wiedergutmachungsfälle die OrganisationderBearbeitung derAnträ-
ge,ersetzt dieBeamten undAngestelltendes höherenDienstes sowie
dieSachbearbeiter undSchreibkräfte ein, erteiltihnen Anordnungenfür
ihredienstliche Tätigkeit. BeiMeinungsverschiedenheitenzwischen Ih-
nenundReg.Dir. Zornigentscheidet jenachBedeutung der Sache der
Leiterder Abteilung Verfassungund VerwaltungoderderAmtschef.!'31

Aufdieseglatte Degradierungreagierte Sieversmit dem Wunsch,seine
eigentlichAnfang1958 anstehende Pensionierung vorzuziehen.32 Innen-
minister Lemke entsprach diesem Wunsch sofort.33 Der Protest der SPD
gegendiese Personalentscheidungblieb lasch. Lediglichder ehemalige
Innenminister Kaber sprachvon„einerManier,dieandas Verhalten
von Heckenschützen erinnere",undder AbgeordneteAdler kommentier-
te, daß es sichhiernicht um„bürokratische Organisationsmängel, son-
dern umeineFrage despolitischen Taktes" gehandelthabe.34

Wegender „besonderenpolitischenBedeutung"war der Sozialde-
mokrat Sievers nichtmehr gefragt. Karl-August Zornig war denpoliti-
schenErfordernissen der Wiedergutmachung offenbarbesser gewach-
sen:Er war ehemals Marinerichter undNSDAP-Mitglied.3s

Mit demneuen Amtsleiter beschleunigtesich dieArbeit des Landes-
entschädigungsamtes rasant.Der Rückstau wurde binnen eines Jahres
fastkomplett abgebaut.36Anfang der 60er Jahrehatte Schleswig-Hol-
stein als erstes Bundesland die Wiedergutmachungnach demBundes-
entschädigungsgesetzpraktisch abgeschlossen.Inden anderen Bundes-
ländern,die zum großen Teil einVielfaches an Anträgen zubearbeiten
hatten,standen noch 1964mehrere zehntausendAnsprüche zurEnt-
scheidung an.37 DaserhöhteTempo imKieler Landesentschädigungs-
amt hatte jedochfür dieVerfolgten seinenPreis. Währendunter Sievers
die Anträgepenibel und gründlich geprüft wurden,hielt Zornig seine
Mitarbeiter zu weniger intensivenNachforschungenan und ließ sie
schneller negativ entscheiden. Die Ablehnungsquote des Amtes schnell-
tedrastisch empor underreichte in einigenBereichen 70bis 80
Prozent.38

30 vgl. Entwurf, 0.D., 761/10401.
31Ebenda.
32 vgl. SchreibenSievers, 22.2.57,
LAS 611/2059.
33 vgl. Schreiben Lemke, 17.4.57,
LAS 761/10401.
34 Volkszeitung, 10.4.57.
35 Ebenda.
36 In den Jahren 1953 bis 1957 wur-
den etwa 12.000 Ansprüche erledigt,
im ersten halben Jahr unter Zornigal-
lein 6.000. Vgl. LAS 761/10488: Be-
richt Zornig an Innenminister Lemke
vom 20.1.58
37 Vgl. LAS 716/10500, Statistik
des Bundesfinanzministeriums vom
31.03.64.
38 Quelle: Statistische Untersuchun-
gen des Verfassers im Rahmen seiner
Dissertation ober Wiedergutmachung in
Schleswig-Holstein.
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1965 wurdedasEntschädigungsrecht noch einmalaufgebessert. Im
Zuge desBEG-Schlußgesetzes ließen nocheinmal viele Verfolgteihr
Verfahren wiederaufrollen,um eine Verbesserungihrer Rente zu errei-
chen. Insbesondere ehemalige KZ-Häftlinge tratennoch einmal den
Gangdurch dieInstanzenan, weildurch diesogenannte „KZ-Vermu-
tung" viele Gesundheitsschadensfragenneubewertet werdenkonnten
Aber auchmit diesem Gesetzblieben Randgruppenunberücksichtigt.

Mit dem Jahr 1969 endete schließlich dieletzte Frist für neue Anträ-
ge aufEntschädigung.Dochnoch heute, wo das Landesentschädigungs-
amtund dieEntschädigungskammern beim LandgerichtKielschon lan-
ge Jahre aufgelöstsind,prozessierennoch immer einigeNS-Verfolgte
gegendasLand,ummehr als 50 Jahre nach dem Ende des „DrittenRei-
ches" dem Staat doch noch einkleines Stück Genugtuungfür das erlitte-
ne Schicksal abzuringen.39

MitRecht verwiesen Verwaltung,JustizundMedizindarauf, daß
mit der Wiedergutmachungabsolutes Neulandbetreten wurde,daß es
keinerlei Vorbilder inder Geschichte gab. Das „legislativeExperi-
ment\mdie Verbrechen eines Staates so gut alsmöglichmit materiellen
Leistungenzuentschädigen, warin der Tat löblich.Dochder Vorsatz
scheiterte trotz dervielen Nachbesserungen.Er scheiterte inweitenTei-
lenan der schnell erlahmenden Bereitschaft,den NS-Opferneinen Son-
derstatus zuzugestehen. So wiedie Täteralsbaldin der MassederMen-
schen wieder verschwunden waren, wardie bundesdeutsche Nach-
kriegsgesellschaft offensichtlichbestrebt,auch die Opfermöglichst
schnell verschwinden zu lassen. AnNS-Verfolgtenals durch Entschädi-
gungszahlungenbefestigten lebenden Mahnmalen,an einerunerfreuli-
chenVergangenheithatte die Wirtschaftswunder-Gesellschaft kein In-
teresse.Menschen wieBernhard G.,die beharrlichauf ihrRechtpoch-
ten,waren deshalb lästig,wasman ihn durch dieBehördendeutlich
spüren ließ.

39 vgl. Uwe Danker / Eckard Colmor-
gen: Wiedergutmachung vor Gericht in
Schleswig-Holstein. Gutachten- und Ak-
tenerschließungsprojekt, Schleswig
1997,5.111
40 Walter Schwarz: Die Wiedergutma-
chung nationalsozialistischenUnrechts
durch die Bundesrepublik Deutsch-land,
in:Ludolf Herbst (Hrsg.): Wiedergut-
machung inder Bundesrepublik
Deutschland,München 1989, S. 33
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